
 
Aus der Sitzung des Gemeinderates vom 10.07.2025  
 
Einwohnerfragestunde 
 
 Antrag zur Errichtung einer Halfpipe 
Vor der Sitzung wurde ein schriftlicher Antrag der Initiativgruppe „Halfpipe für Piesport“ 
eingereicht. In der Sitzung trug ein Einwohner im Alter von 10 Jahren die Idee vor. Gegenstand 
des Antrags ist die Errichtung einer Halfpipe auf dem Gemeindegebiet Piesport. Eine Halfpipe 
ist eine U-förmige Rampe, die in Sportarten wie Skateboarden, Inlineskaten, BMX-Fahren und 
Scooterfahren verwendet wird. Als Standort wird eine Freifläche nahe dem Sportplatz 
vorgeschlagen. Zur Finanzierung des Projekts wurde vorgeschlagen, Fördermöglichkeiten zu 
beanspruchen sowie Sponsoring und Spenden von lokalen Unternehmen, Banken und 
Vereinen anzufragen. Darüber hinaus sollen verschiedene Arbeiten in Eigenleistung 
umgesetzt werden. Die Halfpipe soll öffentlich zugänglich sein. Es müsste eine 
Nutzungsordnung erstellt werden. Zudem muss die Anlage regelmäßig von Fachpersonal 
kontrolliert und gewartet werden. Die Pflege und Unterhaltung der Anlage sollten von 
Freiwilligen übernommen werden. 
 
Ein Einwohner hat einen Einwand zu dem vorherigen Antrag gemacht. Es wurde 
vorgeschlagen, weitere Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung zu prüfen. Beispielsweise könnte 
ein Wasserspielplatz errichtet werden. Nach seiner subjektiven Meinung sei eine Halfpipe zu 
gefährlich, da das Verletzungsrisiko zu hoch sei. Zudem seien die Anschaffungskosten zu 
hoch. Es wird befürchtet, dass die Anlage zu wenig genutzt wird. Umliegende Dörfer haben 
bereits ähnliche Anlagen, die für die Öffentlichkeit frei zugänglich sind.  
 
Ortsbürgermeister Meuren möchte Freizeitgestaltungsmöglichkeiten für Kinder und 
Jugendliche grundsätzlich fördern. In einer der nächsten Ortsgemeinderatssitzung sollen 
verschiedene Vorschläge vorbereitet, Fördermöglichkeiten geprüft und ggf. ein Beschluss zur 
weiteren Vorgehensweise gefasst werden.  
 
 Verbesserung der Verkehrsführung am Ausoniusufer 
Aus der Einwohnerschaft wurde die Verkehrssituation am Ausoniusufer/ Ferres erörtert. 
Aufgrund der derzeitigen Einbahnstraßenregelung und der schmalen Verkehrsführung ist es 
für den Schwerlastverkehr nicht möglich, in die Straße hineinzufahren. Um die Häuser am 
Ausoniusufer/ Ferres zu erreichen, müssten diese Fahrzeuge entgegen der Einbahnstraße 
fahren, da die Straße eine Durchquerung durch den Schwerlastverkehr grundsätzlich 
ermöglicht. Ein Einwohner trug den Vorschlag vor, die derzeitige Einbahnstraßenregelung 
aufzuheben, sodass die Straße in beiden Fahrtrichtungen befahrbar ist. Herr Meuren wies auf 
Tagesordnungspunkt 3 der Sitzung hin, bei dem über den Antrag beraten wird. 
 
 
Benutzung gemeindlicher Wirtschaftswege für eine ADAC-Rallye der Wertungsprüfung 
„Dhrontal“; Antrag des ADAC Mittelrhein e.V., Koblenz, vom 21.11.2024“ 
In der Sitzung vom 06.03.2025 hat der Ortsgemeinderat bereits der Durchführung der 
Wertungsprüfung „Piesport“ einstimmig zugestimmt. Aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht 
konnte die o.g. Streckenführung nicht zugelassen werden, sodass eine neue 
Ausgleichsstrecke gefunden werden musste.  
 
Die Wertungsprüfung soll am Samstag, dem 02. August stattfinden. Dabei tangiert diese 
Streckenführung auch Piesport und wird auf deren Wirtschaftswegen ausgetragen. 
 
Alle weiteren Voraussetzungen der Rallye bleiben unverändert bestehen.  
 
Die vereinbarte Sachspende von 500,00 € bleibt ebenfalls von dieser Änderung unberührt. 
unberührt.  



Der Ortsgemeinderat stimmte der Benutzung der gemeindlichen Wirtschaftswege für die 
Durchführung der Wertungsprüfung „Dhrontal“ im Rahmen der Rallye ADAC Mittelrhein vom 
02.-03.08.2025 zu.  
 
Mit dem ADAC Mittelrhein e.V. ist ein entsprechender Wegemitbenutzungsvertrag 
abzuschließen. 
 
 
Beratung und Beschlussfassung zur Verkehrsführung Ausoniusufer 
Im Vorfeld der Sitzung sowie in der Einwohnerfragestunde ging am 02.06.2025 ein Antrag ein, 
in dem um Abhilfe hinsichtlich der Erreichbarkeit der Anwohner am Ausoniusufer/Ferres, 
insbesondere für den Schwerlastverkehr, gebeten wird. Der Sachverhalt wurde bereits in der 
Einwohnerfragestunde vorgetragen. Ortsbürgermeister Meuren führte hierzu aus, dass man 
im Rahmen einer Verkehrsschau am 13.05.2020 zu dem Ergebnis gekommen sei, die aktuelle 
Verkehrsregelung beizubehalten. Es sollten lediglich die verblassten Schilder erneuert 
werden. Zudem ist es nicht geplant und aufgrund der Gegebenheiten auch nicht möglich, die 
Straße im Rahmen der anstehenden Straßenbaumaßnahme zu vergrößern, um 
Begegnungsverkehr zu ermöglichen. Ein Ratsmitglied schlug vor, dass bei kurzeitiger 
Befahrung durch Schwerlastverkehr, beispielsweise bei Baumaßnahmen, eventuell die 
Möglichkeit bestünde, eine Ausnahmegenehmigung vom Ordnungsamt zu erhalten. 
 
Die aktuelle Verkehrssituation am Ausoniusufer soll aufgrund des eingegangenen Antrags 
erneut überprüft werden. Dabei ist die Verkehrssituation zu analysieren, um eine sichere 
Anbindung für größere Fahrzeuge (Busse, LKW etc.) zu gewährleisten. Die Verwaltung wird 
beauftragt, eine entsprechende Prüfung vorzunehmen. 
 
 
Beratung und Beschlussfassung über die Teilnahme an der Bündelausschreibung 
Strom zum Lieferbeginn ab 01.01.2026 
In der vorangegangenen Ausschreibungsperiode (2023 bis 2025) erfolgte die Ausschreibung 
der Strombeschaffung über die Kommunalberatung des Gemeinde- und Städtebundes. 
Damals wurden für eine Vielzahl von Losen keine Angebote abgegeben. In 
Nachverhandlungen konnten nur noch relativ unvorteilhafte (teure) Ergebnisse realisiert 
werden. Daher verständigten sich die Verbandsgemeinden Bernkastel-Kues, Thalfang, 
Traben- Trarbach und Wittlich-Land, die Einheitsgemeinde Morbach, die Stadt Wittlich und der 
Zweckverband Wasserversorgung Eifel-Mosel die Ausschreibung des Strombezugs selbst zu 
organisieren. 
 
Mit der administrativen Durchführung der Ausschreibung wurde das Rechtsanwaltsbüro 
Webeler aus Koblenz beauftragt, dass im Bereich derartiger Ausschreibungen eine hohe 
Expertise vorweisen kann. Wie bereits in der Vergangenheit praktiziert, werden die Kosten für 
die Bündelausschreibung durch die Verbandsgemeinde Bernkastel-Kues übernommen. 
 
Der ausgeschriebene Zeitraum bezieht sich auf die Jahre 2026 und 2027 mit einer einmaligen 
Option für eine Verlängerung (mit beidseitigem Kündigungsrecht) um ein weiteres Jahr (2028). 
 
Es können Normalstrom und/oder Ökostrom gewählt werden. 
 
Die Beschaffung erfolgt über eine strukturierte Beschaffung. Das ist das bisherige 
Beschaffungsmodell. Der Lieferpreis wird aus dem Angebotspreis und der tatsächlichen 
Marktentwicklung über längere Zeiträume im Vorjahr ermittelt. Dazu werden die Börsenpreise 
an vier (für 2026) bzw. 12 (für 2027 und bei Ziehung der Verlängerungsoption für 2028) vorher 
festgelegten Stichtagen ermittelt. Dies dient einer weiteren Risikominimierung, um die 
Preisbildung nicht von nur wenigen Stichtagen in einem möglicherweise ungünstigen 
Marktumfeld preisbestimmend für ein ganzes Lieferjahr werden zu lassen. 
Der Korridor für die Mehr- und Mindermengenregelung liegt bei ± 20% (80/120). 



Der Lieferpreis für das ganze Kalenderjahr steht im Dezember des Vorjahres fest. 
Die Beschaffung erfolgt als europaweite Ausschreibung. Das Verfahren hat zum Ziel, ein 
wirtschaftliches Angebot (keine Losbildung, folglich nur 1 Auftragnehmer) für die benötigten 
Stromteilmengen zu erhalten: 
 
Die Verbandsgemeinde(-verwaltung) führt das Vergabeverfahren namens und im Auftrag der 
teilnehmenden Kommunen durch. Sie erteilt für die Teilnehmer den Zuschlag auf das 
wirtschaftlichste Angebot. Für jeden einzelnen Teilnehmer kommt mit Zuschlagserteilung der 
ausgeschriebene Stromliefervertrag mit dem erfolgreichen Bieter zustande. Die 
Stromlieferung wird zuzüglich Netznutzung (all-inclusive) ausgeschrieben. Die 
Energielieferpreise sind dagegen für jedes der beiden Lieferjahre durch die Bieter fest 
anzubieten.  Durch die Trennung von Netznutzungsentgelten und Energielieferpreisen wird 
insbesondere gewährleistet, dass sich der Strompreis individuell für jede Kommune 
entsprechend der Benutzungsstruktur bildet. 
 
1. Die Ortsgemeinde Piesport überträgt gemäß § 67 Abs. 5 GemO sämtliche Aufgaben 

im Zusammenhang mit der Beschaffung elektrischer Energie auf die 
Verbandsgemeinde Bernkastel-Kues. Dies gilt insbesondere für die Durchführung der 
Ausschreibung der Stromlieferung ab 01.01.2026, die Zuschlagserteilung und den 
Abschluss eines Stromliefervertrages pro Ortsgemeinde/Stadt. 

2. Der Ortsgemeinderat nimmt die Ausschreibungskonzeption zur Kenntnis. 
3. Die Ortsgemeinde Piesport verpflichtet sich, das Ergebnis der Ausschreibung als für 

sich verbindlich anzuerkennen. Sie verpflichtet sich zur Stromabnahme von dem 
Lieferanten/den Lieferanten, der/die jeweils den Zuschlag erhält/erhalten, für die Dauer 
der jeweils vereinbarten Vertragslaufzeit. 

4. Die Ausschreibung soll für die Ortsgemeinde Piesport nach den folgenden Maßgaben 
erfolgen: 
Qualifizierung des zu beschaffenden Stroms 
SLP 
Ökostrom  
(Beschaffung nach dem sogenannten Händlermodell; Zuschlagskriterium ist der 
Angebotspreis) 

 
RLM (nur sofern auch RLM-Zähler bei Gemeinden installiert) 
Ökostrom  
(Beschaffung nach dem sogenannten Händlermodell; Zuschlagskriterium ist der 
Angebotspreis) 
Straßenbeleuchtung 
Ökostrom  
(Beschaffung nach dem sogenannten Händlermodell; Zuschlagskriterium ist der 
Angebotspreis) 

 
 
Beratung und Beschlussfassung über die 1. Änderung der Friedhofssatzung vom 
02.09.2020 
Auf den Friedhöfen der Ortsgemeinde Piesport sollen demnächst weitere Grabarten 
angeboten werden.  
 
Hierzu ist auf dem Friedhof St. Martin die Errichtung von Stelen auf dem Grabfeld D 
vorgesehen. Um diese Stelen können dann kreisförmig die Urnen gelegt werden 
(Stelengräber). 
 
Auf dem Friedhof St. Michael soll der Baum, der sich an der unteren Ecke des Grabfelds B 
befindet für Baumgräber genutzt werden. Hier ist zunächst vorgesehen, die Urnen um den 
Baum anzuordnen.  
 



Um die neuen Grabarten anlegen zu können, ist eine Satzungsänderung erforderlich.  
 
Der entsprechende Satzungsentwurf sowie eine Übersicht über die beiden Grabfelder lagen 
den Ratsmitgliedern als Anlage zur Sitzungsvorlage vor. 
 
Der Ortsgemeinderat beschloss die vorgelegte 1. Änderungssatzung der Friedhofssatzung der 
Ortsgemeinde Piesport. In § 16a Abs. 5 soll der Zusatz aufgenommen werden, dass die Maße 
und die Beschaffenheit der Schilder von der Ortsgemeinde festgelegt werden, während die 
Gestaltung den Angehörigen überlassen wird.  
 
 
Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 
gemäß § 36 Baugesetzbuch zum Bauantrag für die Errichtung eines Faunaturms, 
Gemarkung Piesport, Flur 26, Flurstück 63/3, Außenbereich (Lagebezeichnung: „Ober 
dem Beeterweg“) 
Der Ortsgemeinderat stellte das grundsätzliche Einvernehmen zu dem vorliegenden 
Bauantrag her. Die Zustimmung erfolgte unter der Annahme, dass die Privilegierung des 
Vorhabens gegenüber der Kreisverwaltung nachgewiesen werden kann oder ein sonstiger 
Ausnahmetatbestand im Sinne des § 35 BauGB festgestellt wird. Treffen beide Sachverhalte 
vorliegend nicht zu, gilt das gemeindliche Einvernehmen als nicht erteilt. 
 
 
Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 
gemäß § 36 Baugesetzbuch zur Bauvoranfrage für den Neubau eines 
Zweifamilienhauses, Gemarkung Niederemmel, Flur 15, Flurstück 67/1, Reinsporter 
Straße 
Der Ortsgemeinderat stellte das Einvernehmen zu der vorliegenden Bauvoranfrage her und 
stimmte den beantragten Befreiungen (GRZ und GFZ) von den Festsetzungen des 
Bebauungsplans zu. Ansonsten sind die Festsetzungen des Bebauungsplans zu beachten. 
 
 
Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 
gemäß § 36 Baugesetzbuch zur Bauvoranfrage für die Errichtung eines Gebäudes, 
Gemarkung Niederemmel, Flur 10, Flurstück 45, Müsterter Straße 
Der Ortsgemeinderat stellte das Einvernehmen zu dem vorliegenden Antrag her. Gegen die 
Zulassung der geplanten Anlage außerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten bebaubaren 
Fläche bestanden keine Bedenken. Es wurde empfohlen, zu dem rückwärtigen Wirtschaftsweg 
(Flurstück 29) ein Mindestabstand von 1,00 Meter einzuhalten.  
 
 
Mitteilungen und Anfragen 
 Information über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB 

zum Bauantrag für den Umbau und die Sanierung eines Dreifamilienhauses, 
Gemarkung Niederemmel, Flur 16, Flurstück 53, Kettergasse 

Das gemeindliche Einvernehmen gemäß § 36 BauGB wurde auf Grundlage der gemeindlichen 
Hauptsatzung durch den Ortsbürgermeister Ewald Meuren erteilt. Ein Beschluss des 
Ortsgemeinderates war nicht erforderlich. Bei dieser Mitteilung handelte es sich lediglich um 
eine Information. 
 
 
 Bürgerhaus/ Jugendraum/ Klausenhof 
Die Ortsgemeinde hat vor zwei Jahren eine Kaufanfrage für den Klausener Hof am 
Ausoniusufer erhalten. Das Gebäude befindet sich in zweiter Reihe hinter dem Bürgerhaus. In 
dem Gebäude befindet sich der Klausenhofkeller, der für Veranstaltungen genutzt wird. Im 
Obergeschoss befindet sich der Jugendraum. Würde die Ortsgemeinde die Hälfte des 



Gebäudes veräußern, würden die WC-Anlagen und Abstellräume des Jugendraumes 
wegfallen. Auch ein zweiter Rettungsweg wäre dann nicht mehr vorhanden. 
 
Am 22.05.2025 fand ein Termin mit dem Kaufinteressenten, der Kreisverwaltung Bernkastel-
Wittlich, dem Bereich Brandschutz, und Vertretern der Ortsgemeinde statt. Bisher verlief der 
Fluchtweg des Jugendraums über das Treppenhaus in die hintere Hoffläche. Da der 
überwiegende Teil der Hoffläche jedoch nicht im Eigentum der Ortsgemeinde befindet, ist eine 
Grunddienstbarkeit im Grundbuch (Notausgangsrecht) zugunsten der Ortsgemeinde 
eingetragen. Aufgrund der akuten Einsturzgefährdung des Nachbargebäudes darf die 
Hoffläche jedoch nicht mehr betreten werden. Infolgedessen darf der Fluchtweg nicht mehr 
benutzt werden. Die maximale Nutzungszahl des Jugendraums musste auf 30 Personen 
reduziert werden. Eine Evakuierung des Jugendraums würde über Leitern der Feuerwehr 
erfolgen. Eine Freigabe hierzu liegt vor. 
In dem stattgefundenen Termin stellte sich außerdem heraus, dass es für den 
Klausenhofkeller 2 ebenfalls keinen Fluchtweg gibt. Der Raum wurde daraufhin gesperrt. 
Veranstaltungen wie der Weihnachtsmarkt, das Kellerfest und private Vermietungen dürfen 
darin nicht mehr stattfinden. Der Gewölbekeller darf jedoch weiterhin als Stauraum und 
Stellplatz genutzt werden. 
Darüber hinaus wurden im Saal des Bürgerhauses verschiedene brandschutztechnische 
Mängel festgestellt. Der hierfür eingetragene Fluchtweg führt über einen Torbogen, der jedoch 
ebenfalls einsturzgefährdet ist. Nach erfolgter Beratung hat sich der Gemeindevorstand für die 
Installation einer temporären Außentreppe als Nottreppe entschieden. Diese wurde von der 
Brandschutzstelle und von der Denkmalschutzbehörde bis zum 31.12.2027 genehmigt. Eine 
dauerhafte Lösung muss gefunden werden. Zu den umzusetzenden Baumaßnahmen gehören 
der Einbau bodentiefer Fenster, sodass eine lichte Höhe von zwei Metern entsteht, der Einbau 
einer Tür, die Verlegung der Heizung und die Anfertigung sowie Installation einer neuen 
Außentreppe. Eine Baugenehmigung ist einzuholen. 
 
 Parken Ausoniusufer 
Um die Parksituation am Ausoniusufer zu verbessern, wurden gemeinsam mit den Anwohnern 
Lösungsansätze entwickelt. Derzeit wird quer zur Mosel geparkt. Das neue Konzept sieht eine 
Längsanordnung mit insgesamt neun PKW-Stellplätzen und einem Stellplatz für Wohnmobile 
vor. 
 
Zur Reduzierung der Geschwindigkeit am Ausoniusufer sollen testweise drei bis vier versetzte 
Parkbuchten eingezeichnet werden. 
 
 Spielplatz Park 
Bei der diesjährigen Spielplatzprüfung wurden die beiden Spielgeräte Kettenwackelsteg und 
Reck vom Spielplatzprüfer gesperrt. Die Kosten für eine Neuanschaffung belaufen sich auf ca. 
2.200,00 € für den Kettenwackelsteg und auf ca. 1.200,00 € für das Reck. 
 
Zudem müssen verschiedene Ersatzteile für die Spielkombination mit Turm und Rutsche neu 
beschafft werden. Die Kosten hierfür liegen bei ca. 2.600,00 €. Die Neubeschaffung einer 
Bremse für den Seilbahnwagen ist ebenfalls erforderlich und kostet ca. 300,00 €. 
 
 Stellplatzverpflichtung 
Gemäß der gemeindlichen Satzung über die Ablösung von Stellplatzverpflichtungen vom 
25.02.2011 besteht grundsätzlich die Möglichkeit, die baurechtliche Stellplatzverpflichtung 
durch Zahlung eines Geldbetrags an die Ortsgemeinde zu erfüllen, wenn die Herstellung 
notwendiger Stellplätze oder Garagen nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten möglich ist 
oder wenn sie aufgrund einer Satzung nach § 88 Abs. 3 der Landesbauordnung untersagt oder 
eingeschränkt ist. Ein Anspruch des Bauherrn auf Ablösung der Stellplatzverpflichtung besteht 
nicht. Im Falle der Ablösung erwirbt die Bauherrin bzw. der Bauherr durch Zahlung des 
Geldbetrags keine Nutzungsrechte an bestimmten Stellplätzen. 
 



Der Vorsitzende informierte den Rat über die Ablöse einer Stellplatzverpflichtung. Für die 
Errichtung eines Gastronomiegebäudes (Restaurant) wurde in der Sitzung am 06.03.2025 
einvernehmlich mit der Ortsgemeinde Piesport der Ablöse von drei Stellplätzen zugestimmt. 
 
 Klimaangepasstes Waldmanagement 
Mit Datum vom 04.04.2025 hat die Ortsgemeinde Piesport den Zuwendungsbescheid zum 
Förderprogramm Klimaangepasstes Waldmanagement erhalten. Für den 
Bewilligungszeitraum 01.01.2025 bis zum 31.12.2025 wurden Fördermittel in Höhe von 
68.272,00 € gewährt. Ortsbürgermeister Meuren sprach in diesem Zusammenhang seinen 
ausdrücklichen Dank an den Revierförster Oliver Maximini aus. 
Um die Vorgaben und Ziele des Förderprogramms zu erreichen, muss weiterhin konsequent 
daran gearbeitet werden. Dazu zählt auch die Jagd mit den vereinbarten Abschusszahlen. 
 
 Zweckverband Bauhof 
Ortsbürgermeister Meuren stellte den Vorschlag zur Gründung eines Bauhof Zweckverbands 
mit den Ortsgemeinden Piesport, Minheim und Neumagen-Dhron vor. Dabei würde eine 
Übernahme der bestehenden Mitarbeiter per Vertrag erfolgen. Davon sind derzeit ca. sechs 
bis acht Bauhofmitarbeiter betroffen. Jede Ortsgemeinde verfügt derzeit über eigene 
Ausstattung, die bei Gründung eines Bauhof Zweckverbands zusammengeführt werden 
würde.  
In einer Diskussionsrunde wurden pro und contra Argumente vorgetragen. 
 
Pro: 
• Die Erstellung und Pflege von Dokumentationen, Sicherheitsdatenblättern, 

Arbeitsanweisungen, Unterweisungen und Belehrungen würde auf den Zweckverband 
übertragen werden. 

• Der verwaltungstechnische Arbeitsaufwand für den Bürgermeister würde deutlich 
reduziert werden. 

• Bessere Ausstattung und effizienterer Einsatz der Geräte. 
 
Contra: 
• Der Bürgermeister hätte keinen direkten Einfluss auf die Einteilung der 

Bauhofmitarbeiter. 
• Arbeitsaufträge müssten künftig über den Verantwortlichen (Vorarbeiters) des 

Zweckverbands angefragt werden. 
• Eingeschränkte Flexibilität bei kurzfristigen Arbeitsaufträgen. 
• Längere Entfernungen zu den Einsatzorten in Minheim und Neumagen-Dhron. 
 
Nach Abfrage eines Meinungsbildes im Ortsgemeinderat kam die Mehrheit überein, dass die 
Einführung eines Bauhof Zweckverbands zum jetzigen Zeitpunkt zurückgestellt werden soll. 
Das Thema soll in drei bis vier Jahren nochmal aufgegriffen werden.  
 
 Weinbrunnen/ mobiler Weinstand 
Ortsbürgermeister Meuren informierte den Ortsgemeinderat über die geplante Maßnahme 
„Umgestaltung des Weinbrunnengeländes“. Es fanden Abstimmungsgespräche mit Vertretern 
des Fördermittelgebers statt, um die Förderfähigkeit der Maßnahme abzustimmen. Im 
Rahmen der Dorferneuerung sind alle ortsfesten Anlagen förderfähig. Über die 
Dorferneuerung könnten daher die neue Bühne mit Überdachung, Sitzgelegenheiten, die 
Herstellung von Versorgungsleitungen sowie ein neuer Weinpavillon inklusive Lagerraum 
gefördert werden. Da die vorläufig geschätzten Gesamtkosten für die Maßnahme sehr hoch 
waren, wurden die Maßnahmen im Rahmen eines Arbeitskreises überarbeitet und die Kosten 
reduziert. Der Fokus soll dabei auf der neuen Bühne mit Überdachung liegen.  
 
Für den Ersatz des Weinbrunnens auf dem Weinbrunnengelände gibt es zwei Möglichkeiten. 
Eine Möglichkeit wäre der Einbau eines ortsfesten Pavillons mit Lagerraum inklusive 
Inneneinrichtung (z. B. Spülmaschine, Kühlschränke). Diese ortsfeste Einrichtung könnte über 



die Dorferneuerung gefördert werden. Eine Fertigstellung wäre hierbei voraussichtlich bis 2028 
realistisch.  
 
Eine weitere Möglichkeit, den Weinbrunnen zu ersetzen, wäre die Anschaffung eines mobilen 
Weinstands, des sogenannten „Goldtröpfchen-Mobil“. Dieser könnte bei Veranstaltungen auf 
dem Weinbrunnengelände sowie bei verschiedenen Veranstaltungen im Ort oder außerhalb 
genutzt werden (multifunktionaler Einsatz). Der aktuell genutzte Weinstand der Ortsgemeinde 
befindet sich zudem in einem sanierungsbedürftigen Zustand. Ein mobiler Weinstand würde 
die Auf- und Abbauzeiten deutlich reduzieren. Das „Goldtröpfchen Mobil“ könnte über 
LEADER gefördert werden. Die Anschaffung wäre von der geplanten Maßnahme 
„Umgestaltung des Weinbrunnengeländes“ separat zu betrachten. Der Förderantrag muss 
jedoch bis zum 01.09.2025 gestellt werden. 
 
Nach kurzer Beratung sprach sich der Ortsgemeinderat für die Anschaffung eines mobilen 
Weinpavillons („Goldtröpfchen Mobil“) und die Inanspruchnahme einer LEADER-Förderung 
aus. Ortsbürgermeister Meuren wird in einer der nächsten Ortsgemeinderatssitzung Angebote 
einholen, um die Größe und Ausstattung festzulegen. 
 
 Grundsteuer 
Aus der Mitte des Rates wurde nach dem Ergebnis der in der letzten Gemeinderatssitzung am 
24.04.2025 aufgeworfenen Fragen zu Themen der Grundsteuer gefragt. Ortsbürgermeister 
Meuren sagte, sich darum zu kümmern. 
 
 
Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gemäß § 35 Abs. 1 
Gemeindeordnung (GemO) 
 Der Gemeinderat fasste einen Beschluss in einer Pachtangelegenheit. 
 Der Gemeinderat fasste einen Beschluss in einer Rechtsangelegenheit. 


